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07 . 04 . 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann 
(Aurich), Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5198 - 


Finanzierung der Schienennahverkehrsinfrastrukturen sicherstellen 


A. Problem 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, eine Regelung 
zur Finanzierung von Investitionen in Schienenwege des Nahver- 
kehrs gemäß dem Bundesschienenwegeausbaugesetz zu erarbei- 
ten und diese mit den Ländern abzustimmen. Dabei soll die Pro- 
grammhoheit für zu finanzierende Nahverkehrsmaßnahmen auf 
die Länder übergehen; der Bund soll den Ländern Finanzmittel als 
Zuschüsse statt als zinslose Kredite - allerdings kostenneutral - ge- 
währen, und die Bundesländer sollen Finanzierungsvereinbarun- 
gen mit der DB AG über die Gewährung von Finanzhilfen als Zu- 
schüsse oder zinslose Kredite schließen, wobei die DB AG im Falle 
der Zuschußgewährung entsprechende Nachlässe bei den Tras- 
senpreisen für den Schienenpersonennahverkehr einräumen soll. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Antragsteller gehen von einer für den Bund kostenneutralen 
Lösung aus. 



Drucksache 13/7367 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/5198 - abzulehnen. 

Bonn, den 26. Februar 1997 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Peter Letzgus 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 13/7367 


Bericht des Abgeordneten Peter Letzgus 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Druck- 
sache 13/5198 in seiner 128. Sitzung am 10. Oktober 
1996 federführend an den Ausschuß für Verkehr und 
mitberatend an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. November 1996 den Antrag beraten und mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
47. Sitzung am 26. Februar 1997 beraten und mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS abgelehnt. 

II. 

Mit dem Antrag fordern die Antragsteller die Bun- 
desregierung auf, eine Regelung zur Finanzierung 
von Investitionen in Schienenwege des Nahverkehrs 
gemäß dem Bundesschienenwegeausbaugesetz zu 
erarbeiten und diese mit den Ländern abzustimmen. 
Dabei soll die Programmhoheit für zu finanzierende 
Nahverkehrsmaßnahmen auf die Länder übergehen; 
der Bund soll den Ländern Finanzmittel als Zu- 
schüsse statt als zinslose Kredite - allerdings kosten- 
neutral - gewähren, und die Bundesländer sollen 
Finanzierungsvereinbarungen mit der DB AG über 
die Gewährung von Finanzhilfen als Zuschüsse oder 
zinslose Kredite schließen, wobei die DB AG im Falle 
der Zuschußgewährung entsprechende Nachlässe 
bei den Trassenpreisen für den Schienenpersonen- 
nahverkehr einräumen soll. 

Die antragstellende Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN hat zur Begründung für den Antrag ausgeführt, 
die Finanzierung von Nahverkehrsmaßnahmen nach 
dem Bundesschienenwegeausbaugesetz sei vieler- 
orts ins Stocken geraten. Oft funktioniere nicht das 
notwendige Zusammenspiel zwischen Bund, Län- 
dern und DB AG. Beispielsweise gebe es unter- 
schiedliche Berechnungsmethoden über den 20 %- 
Anteü des Bundes zwischen Bund und Ländern. 
Addiere man die Nahverkehrsprojekte im Dreijahres- 
plan Schiene, komme man nur auf einen Investitions- 
anteil des Bundes von 6,4 %; dies hielten die Länder 
für einen Verstoß gegen die Regelungen der Bahnre- 
form. Man müsse fragen, ob es nicht - vergleichbar 
mit dem Straßennetz - eine abgestufte Verantwor- 
tung geben sollte. Analog zum Gemeinde Verkehrs - 
finanzierungsgesetz könnte die Regelung dahin ge- 
hend aussehen, daß die Entscheidung über eine 
bayerische Bahnstrecke nicht in Bonn, Frankfurt oder 
Berlin, sondern in München falle, nämlich bei der 
Bayerischen Staatsregierung im Benehmen mit der 


DB AG. Man sollte also den Bundesländern die Pro- 
grammhoheit für die zu finanzierenden Nahver- 
kehrsmaßnahmen geben. Da der Bund in der Letzt- 
verantwortung bleiben würde, bestehe kein Wider- 
spruch zu Artikel 87 e Abs. 4 Grundgesetz. Mit der 
Nummer 2, also der Forderung nach einem Bau- 
kostenzuschuß, wolle man erreichen, daß der Bund 
seinen Zuschuß an das Land weitergebe und dem 
Land freie Hand gewähre. Dann könne sich das Land 
mit der DB AG über die Finanzierungsform verstän- 
digen. Der Bund würde nicht zusätzlich belastet wer- 
den. Der Gedanke der Regionalisierung von Teilnet- 
zen werde sich in den nächsten Jahren durchsetzen. 

Die Fraktion der CDU/CSU vertrat demgegenüber 
den Standpunkt, daß in dem Antrag verkannt werde, 
daß es sich hier nicht um Leistungen des Bundes an 
die Bundesländer handele, sondern daß der Bund 
seine Verantwortung für die Schieneninfrastruktur 
der Eisenbahnen des Bundes gemäß Artikel 87 e 
Grundgesetz wahmehme und die entsprechenden 
Mittel der DB AG zur Verfügung stelle; daher müsse 
man die Nummer 1 ablehnen. Auch Nummer 2 ver- 
kenne, daß es sich nicht um Leistungen des Bundes 
an die Länder handele. Derzeit finanziere der Bund 
Investitionen der DB AG, die ausschließlich dem 
Nahverkehr dienten, zu 100% mit zinslosen Darle- 
hen. Zu Nummer 3 sei zu bemerken, daß es der 
DB AG und den Bundesländern unbenommen sei, 
Finanzierungsvereinbarungen über Schieneninfra- 
strukturinvestitionen zu schließen, die die DB AG 
aus ihrer unternehmerischen Sicht heraus sonst nicht 
tätigen würde. Dabei könne man die Berücksichti- 
gung der Landeszuschüsse im Hinblick auf die Preis- 
kalkulationen der DB AG regeln. Insgesamt müsse 
man den Antrag ablehnen. 

Die Fraktion der SPD lehnte den Antrag ebenfalls ab, 
schloß sich aber nicht der Argumentation der Frak- 
tion der CDU/CSU an. Die Fraktion der SPD sei bei 
der Bahnreform davon ausgegangen, daß es eine 
Infrastrukturverantwortung des Bundes gebe; diese 
werde aber nur sehr unzureichend wahrgenommen. 
20% der Schienenneu- und -ausbaumittel müßten 
für Nahverkehrsprojekte ausgegeben werden. Klei- 
nere Bundesländer sowie die Stadtstaaten hätten 
Schwierigkeiten mit der Mittelverteüung. Daher sei 
Nummer 1 nicht zielführend. Zu Nummer 2 sei anzu- 
merken, daß sich der Bund aus den Zuschüssen mehr 
und mehr zurückziehe und zwar nicht nur hinsicht- 
lich der Nahverkehrsinfrastruktur, sondern auch hin- 
sichtlich des übrigen Neu- und Ausbaus. Die Forde- 
rung, daß die vorgesehene Umgestaltung für den 
Bund kostenneutral erfolgen solle, würde darauf hin- 
auslaufen, daß der 20 % -Anteü sinken würde. Grund- 
sätzlich wären zwar Baukostenzuschüsse wün- 
schenswert, der Antrag sei insoweit aber teüweise 
inkonsequent, da in Nummer 3 „Zuschüsse oder 
zinslose Kredite" gefordert würden. Lediglich die in 
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Nummer 3 Satz 2 enthaltene Forderung, Nachlässe 
bei den Trassenpreisen für den Schienenpersonen- 
nahverkehr einzuräumen, falls es eine Zuschußge- 
währung gebe, würde der Logik der Finanzierungs- 
modelle entsprechen. Hinsichtlich der Sicherstellung 
der Finanzierung von Schienennahverkehrsinfra- 
strukturen sei aber der Antrag nicht zielführend und 
widerspreche auch der Forderung der SPD nach ei- 
ner „Infrastrukturverantwortung aus einem Guß". 

Die Fraktion der F.D.P. erklärte, sie sehe keine Be- 
nachteiligung der Länder im Nahverkehr durch den 
Bund. Aus dem Bundesschienenwegeausbaugesetz 
und dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 


würden unterschiedliche Rechtstatbestände abgelei- 
tet. Es gehe einerseits um Finanzhilfen, wo die Ver- 
wendung nach einem vorgegebenen Katalog aus- 
schließlich in den Händen der Länder liege; einige 
Länder lehnten aber eine Zusatzfinanzierung ab. 
Daher sei die in Nummer 1 vorgeschlagene Lösung 
nicht sinnvoll, zumal dann möglicherweise einige 
Länder zusammen mit Bahnuntemehmen beschlie- 
ßen würden, was zu bauen sei, und der Bund dies 
finanzieren müsse. Diejenigen Gebietskörperschaf- 
ten, die den Verkehr stärker auf die Schiene verla- 
gern wollten, könnten dies selber organisieren und 
betreiben. Im Ergebnis müsse man den Antrag ab- 
lehnen. 


Bonn, den 26. Februar 1997 


Peter Letzgus 

Berichterstatter 
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